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IInn  ddiieesseerr  AAuussggaabbee::
3 „CDU und SPD jagen“, das will
Ruben Lehnert, Neuköllner Wahl-
kreiskandidat der LINKEN für den
Bundestag
4 Belagerungszustand beim
NATO-Treffen, ein Bericht aus
Straßburg
5 Wozu die Autobahn A100 ver-
längern?
8 Arbeitsplätze verteidigen. Die
Gewerkschaften mobilisieren für
den europäischen Aktionstag am
16. Mai

Wer in den Straßen Neuköllns
die Großflächenplakate der Initi-
ative „Pro Reli“ sieht, wird sich
die Augen reiben und fragen,
was ist am 26. April los? Tag der
Freiheit? Worum geht es? 

Pro Reli will eine freiheitliche und tolerante
Regelung abschaffen, die sich in Berlin
seit über 60 Jahren bewährt hat, nämlich

Religions- oder Weltanschauungsunterricht auf
freiwilliger Basis anzubieten. Dieser kann, muss
aber nicht besucht werden. Das entspricht dem
Grundgesetz und respektiert die Freiheit des
Glaubens. Das ist eine gute Regelung, weil sie
akzeptiert, dass Religion eine persönliche Ange-
legenheit ist.

Öffentliche Schulen sollen weder religiöse
oder weltanschauliche Bekenntnisse abverlan-
gen noch gegen sie auftreten, sondern für
gegenseitige Toleranz werben. Die Gleichbe-
handlung aller Religionen und Weltanschauun-
gen ist in einer Stadt wie Berlin wichtig für ein
friedliches und respektvolles Miteinander. 

In Berlin leben Menschen aus über 100 Na-
tionen zusammen. Mit jeweils eigener Herkunft,
Kultur, Tradition und Weltanschauung. Junge
Menschen brauchen Gelegenheit, um sich zu
äußern, auszutauschen und Antworten auf ihre
Fragen zu finden. Sie brauchen Offenheit, Ak-
zeptanz und Begleitung, um einander in ihrer
Verschiedenartigkeit kennen, tolerieren und re-
spektieren zu lernen. Der gemeinsame Ethik-
unterricht bietet eine Möglichkeit dafür.

DIE LINKE wirbt dafür, beim Volksent-
scheid am 26. April mit „Nein“ und damit für
den Erhalt des gemeinsamen Ethikunter-
richts zu stimmen. Ausführliche Informationen
im Innenteil „Berlin-Info“ dieser Ausgabe.

Nein zum
Pflichtfach

Religion 
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90 Jahre Blutmai in Neukölln -
eine Ausstellung der LINKEN

SSttaarrtt  zzuu  ddeenn  EEuurrooppaawwaahhlleenn

Bei den Wahlen zum Europäischen Parla-
ment können Bürgerinnen und Bürger der
marktradikalen Ausrichtung der Europäi-

schen Union eine klare Absage erteilen und 
zugleich einer friedensstiftenden Rolle der EU in
der Welt ihre Stimme geben. Es ist ein Votum
für die großen Chancen der europäischen Inte-
gration. Damit würde es möglich, den überfälli-
gen Kurswechsel einzuleiten – hin zu einer 
demokratischen, sozialen und ökologischen 
Europäischen Union, die als zivile und solidari-
sche Kraft ihren Beitrag zur Neugestaltung der
internationalen Beziehungen leistet. Jede 
Stimme für DIE LINKE ist eine Stimme für ein
friedliches, demokratisches, soziales, solidari-
sches und ökologisches Europa.

WWaahhllkkaammppffaauuffttaakktt  ddeerr  NNeeuukkööllllnneerr  LLiinnkkeenn  iisstt  aamm
22..  MMaaii  uumm  1100..0000  UUhhrr  iimm  ZZeennttrruumm  aamm  RRiicchhaarrdd--
ppllaattzz  1166..



Seite 2

Ab April bietet DIE LINKE in 
Neukölln zwei Mal im Monat
eine kostenlose Rechtsberatung
für Hartz-IV-Betroffene an.

Jeweils am 2. und 4. Donnerstag steht
Rechtsanwalt Holger Lange von 17 bis 18
Uhr in der Geschäftsstelle am Richardplatz

16 in 12055 Berlin (U7 Karl-Marx-Straße) für
Beratungsgespräche zu Verfügung.

Nachfragen beantwortet: 
Franziska Lorenz-Hoffmann 
E-Mail: franziska.lorenz-hoffmann@die-linke-
neukoelln.de,
Telefon: 030-53084626

neu-köllnisch . 3 / 2009 - April DIE LINKE Berlin-Neukölln

Am 31. März fanden in ganz
Deutschland mehr als 100 Ak-
tionen unter dem Motto „Ein
Schutzschirm für die Menschen“
statt. 

Auch Neukölln hat sich an dem Aktionstag
beteiligt: Wir haben uns vor dem Kran-
kenhaus Neukölln getroffen und mit der

Belegschaft, die gerade Schichtwechsel hatte,
das Gespräch gesucht. Viele zeigten daran
Interesse und nahmen die Aktivierungsflyer
mit. Ein Mann füllte ihn sogar direkt vor Ort aus.
Er freute sich darauf, demnächst selbst bei sol-
chen Aktionen mitzumachen.

MMoorriittzz  WWiittttlleerr

Die politische Heuchelei hat
wieder Hochkonjunktur. Die 
gleichen Personen, die ständig
die mangelnde Integration der
Berliner Einwohner aus anderen
Kulturkreisen beklagen, fordern
eine Verschärfung der Trennung
von Kindern und Jugendlichen
unterschiedlicher kultureller, 
religiöser und weltanschaulicher
Prägung in der Berliner Schule.

Es wirkt schon recht seltsam, wenn sich
die Kritiker eines für alle Schüler ver-
pflichtenden Ethikunterrichts hinter dem

momentanen Bundestagspräsident Thierse ein-
reihen, der diesen mit der Begründung ablehnt:
„Unsere Verfassung verbietet, dass der Staat
sich Wertebevormundung anmaßt.“ Ein Blick in
das Berliner Schulgesetzes zeigt etwas anderes:
Schule ist keine wertneutrale Einrichtung, son-
dern eine wertevermittelnde Einrichtung – und
zwar fächerübergreifend.

Dabei ist unumstritten, dass in einem mittel-
europäischen Staat auch die gesellschaftlichen
Werte stark geprägt hat. Aber es bleibt staatli-
che Aufgabe, unabhängig von den christlichen
Kirchen und anderen religiösen und weltan-
schaulichen Organisationen Kinder und Jugend-
liche nach demokratischen Grundregeln zu er-
ziehen und sie zu befähigen, „der Ideologie des
Nationalsozialismus und allen anderen zur Ge-
waltherrschaft strebenden politischen Lehren
entschieden entgegenzutreten sowie das staat-
liche und gesellschaftlichen Leben auf der
Grundlage der Demokratie, des Friedens, der
Freiheit, der Menschenwürde, der Gleichstel-

Jetzt in Neukölln linksaktiv werden

Volksentscheid Pro Reli – ein Angriff
auf die Neuköllner Bevölkerung!

WWeerr  eeiinn  bbeesssseerreess  NNeeuukkööllllnn  wwiillll,,
ssttiimmmmtt  aamm  2266..  AApprriill  mmiitt  NNeeiinn !!

lung der Geschlechter und im Einklang mit
Natur und Umwelt zu gestalten.“ (aus § 1 Berl.
Schulgesetz) 

Wenn die Forderung nach verstärkter Ver-
mittlung unserer gesellschaftlichen Werte an
die Schule gestellt wird, dann sollte diese sinn-
voller Weise in einem von allen Schülern ge-
meinsam besuchten Unterricht stattfinden.
Denn nur so ist es in einem Bezirk wie Neukölln
möglich, dass Kinder und Jugendliche aus unter-
schiedlichen Kulturen, Religionen und Weltan-
schauungen sich Orientierungswissen und die
Fähigkeit zum grenzüberschreitenden Dialog
aneignen. Das gemeinsame Arbeiten und Ler-

nen steht im Vordergrund und muss nicht nur
durch Unterrichtsinhalte, sondern auch über
den gemeinsamen Unterricht umgesetzt wer-
den. Die von der Kampagne Pro Reli geforderte
Einführung des Wahlpflichtunterrichts, der die
Wahl zwischen der Teilnahme an einem von den
Kirchen getragenen Religionsunterricht und
dem bekenntnisneutralen Fach Ethik vorsieht,
würde diesen Beitrag der Schule zur Integration
von Menschen unterschiedlicher kultureller
Herkunft erheblich erschweren. 

Die Kirchen erwecken in ihrer Kampagne Pro
Reli den Anschein, als ob in Berlin das Fach
Ethik den Religionsunterricht aus der Schule
verdränge. Dies ist eine der vielen Unlauterkei-
ten, mit denen die Kampagne Pro Reli in ganz
unchristlicher Weise um Stimmen buhlt. Durch
die Einführung des Faches Ethik haben sich die

Bedingungen für den Religionsunterricht gegen-
über früher um keinen Deut verändert. Niemand
will das Angebot der Kirchen und anerkannten
Glaubensgemeinschaften zur freiwilligen Teil-
nahme am jeweiligen Religionsunterricht in
Frage stellen oder einschränken. 

Der Kampagne Pro Reli geht es allein darum,
den Einfluss der Kirchen in der Berliner Schule
auszubauen. Nicht das Interesse an einer ver-
besserten Rolle der Schule als Integrations-
kraft, sondern pures Eigeninteresse ist der Be-
weggrund für die massive Öffentlichkeitskam-
pagne.

In unserem Bezirk Neukölln würde der von
Pro Reli gewünschte Wahlzwang zwischen Ethik
und Religion bedeuten, dass die Kinder und Ju-
gendlichen in getrennten Gruppen unterrichtet
würden. Der dringend notwendige Dialog über
die Werte, die unser Zusammenleben in unserer
Stadt bestimmen sollten, wird zerrissen.

Das kann nicht im sozialkulturellen und bil-
dungspolitischen Interesse unseres Bezirks lie-
gen. Zur Bewältigung seiner Probleme benötigt
Neukölln vieles. Eines benötigen wir aber mit Si-
cherheit nicht: Religiöse Eiferer – egal ob musli-
misch oder christlich motiviert. 

Vielmehr muss vermittelt werden, was die
verschiedenen Religionen und Kulturen ausma-
chen, gegenüber denen Toleranz geübt werden
soll. Deshalb ist der für alle Schüler verpflich-
tende Ethikunterricht kein Angriff auf die Kir-
chen, sondern eine zeitgemäße Antwort auf die
Vielfalt unserer Gesellschaft, wie wir sie ausge-
prägt in Neukölln  vorfinden.

Wer Ja zur Zukunft Neuköllns sagen will,
muss  am 26. April Nein auf dem Stimmzet-
tel ankreuzen. 

GGaassttbbeeiittrraagg  vvoonn  JJüürrggeenn  SScchhuullttee,,  GGeewweerrkksscchhaafftt  EErrzziieehhuunngg  uunndd  WWiisssseennsscchhaafftt,,  BBeerrlliinn--NNeeuukkööllllnn

Bei der Aktion am 31. März wurden die Bezirks-
zeitung „Neu-Köllnisch“ und ein Flyer verteilt, in
dem die Forderung nach einem „Schutzschirm
für die Menschen“ erklärt wurde.
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Probleme mit Hartz IV?
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RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt,,  NNeeuukkööllllnneerr  WWaahhllkkrreeiisskkaannddiiddaatt  ddeerr  LLIINNKKEENN  ffüürr  ddeenn  BBuunnddeessttaagg::  

„„CDU und SPD jagen“
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DDIIEE  LLIINNKKEE  hhaatt  ddeenn  SSllooggaann  „„HHaarrttzz  IIVV  iisstt  AArrmmuutt

ppeerr  GGeesseettzz  ––  wweegg  ddaammiitt!!““  ggeepprrääggtt..  DDaammiitt  aalllleeii--

nnee  ggeewwiinnnntt  mmaann  aabbeerr  kkeeiinnee  WWaahhll..

Ruben Lehnert: Wir treten dafür ein, dass
sich die Lebensverhältnisse der Mehrheit der
Bevölkerung verbessern: Die Renten müssen
um 4 Prozent steigen, um die Verluste der letz-
ten Jahren zumindest abzufedern. Ein gesetz-
licher Mindestlohn von 10 Euro muss her,
damit Arbeit nicht arm macht. Und mit einem
Zukunftsinvestitionsprogramm wollen wir min-
destens eine Million zusätzlicher Arbeitsplätze
dort schaffen, wo sie allen nutzen, in Kinder-
gärten, Schulen, Krankenhäusern, Pfleghei-
men.

DDaass  kklliinnggtt  aalllleess  sseehhrr  gguutt..  AAbbeerr  wweerr  ssoollll  ddaass  bbee--

zzaahhlleenn??

Ruben Lehnert: In Deutschland gab es
noch nie so viele Milliardäre wie heute – und
selten zuvor so viele arme Menschen. Der vor-
handene Reichtum ist ungerecht verteilt. Das

Ruben Lehnert hat sich als
Bundestagskandidat in Neukölln
viel vorgenommen. „Neu-Köll-
nisch“ sprach mit ihm unmittel-
bar nach seiner Nominierung.
DDIIEE  LLIINNKKEE  hhaatt  ddiicchh  zzuumm  DDiirreekkttkkaannddiiddaatteenn  iimm

WWaahhllkkrreeiiss  BBeerrlliinn--NNeeuukkööllllnn  ggeewwäähhlltt..  HHaasstt  dduu

üübbeerrhhaauupptt  eeiinnee  CChhaannccee  ggeeggeenn  CCDDUU  uunndd  SSPPDD??

Ruben Lehnert: Der Wahlkampf hat erst be-
gonnen. Mit der Unterstützung der Neuköllne-
rinnen und Neuköllner werden wir SPD und
CDU jagen.

MMiitt  wweellcchheenn  TThheemmeenn  wwiillllsstt  dduu  ddaass  eerrrreeiicchheenn??

Ruben Lehnert: Es geht um soziale Gerech-
tigkeit. Es kann nicht sein, dass Manager, die
Milliarden verzockt haben, fette Sonderzahlun-
gen erhalten. Und eine Kassieren, die 15 Jahre
tadellos gearbeitet hat, fristlos gefeuert wird,
weil sie Pfandbons im Wert von 1,30 Euro ein-
gelöst haben soll. Allen Menschen, die diese
Verhältnisse ändern wollen, geben wir eine
Stimme und ein Ziel.

WWaass  hheeiißßtt  ddaass  kkoonnkkrreett??

Ruben Lehnert: Für uns sind die Menschen
und ihre Bedürfnisse wichtiger als die Profite
der Konzerne. Nehmen wir zum Beispiel Hartz
IV - das schlimmste Gesetz, das Kanzler Schrö-
der (SPD) gemacht hat. Ein Gesetz, das nur den
Bossen nutzt: Es demütigt die Erwerbslosen
und verängstigt die Werktätigen. Wir kämpfen
dafür, dass der Regelsatz in einem ersten
Schritt 500 Euro erhöht wird – ohne Schikane
und Sanktionen für die Betroffenen.

wollen wir ändern und bei denjenigen abkassie-
ren, die bisher von Ausbeutung und Unterdrück-
ung profitiert haben und kaum mehr wissen,
wie sie ihren Reichtum verbrassen sollen. Wir
wollen bei Millionenvermögen 5 Prozent abgrei-
fen, eine Vermögenssteuer einführen, den Spit-
zensteuersatz anheben und die Erbschaftssteu-
er sozial gerecht reformieren. Insgesamt bräch-
ten unsere Steuervorschläge jährlich rund 160
Milliarden Euro zusätzlich.

DDaass  wweerrddeenn  ssiicchh  ddiiee  RReeiicchheenn  nniicchhtt  ggeeffaalllleenn  llaass--

sseenn..

Ruben Lehnert: Wir müssen gesellschaft-
lichen Druck entfachen, der ihnen keine andere
Wahl lässt. Die Macht der Besitzlosen beruht
darauf, dass sie viele sind. Wenn sie sich ver-
bünden, können sie siegen. Wir werden deshalb
einen Wahlkampf führen, der die Neuköllnerin-
nen und Neuköllner einlädt, mit uns gemeinsam
für ihre eigenen Interessen zu streiten. 

DDeerr  3300--jjäähhrriiggee  PPoolliittiikkwwiisssseennsscchhaaffttlleerr  RRuubbeenn  LLeehhnneerrtt  wwuurrddee  aamm  1199..  MMäärrzz    aauuff  eeiinneerr  

MMiittgglliieeddeerrvvoollllvveerrssaammmmlluunngg  ddeerr  NNeeuukkööllllnneerr  LLIINNKKEENN  aallss  DDiirreekkttkkaannddiiddaatt  iimm  WWaahhllkkrreeiiss

008833  ––  BBeerrlliinn--NNeeuukkööllllnn  ––  zzuurr  BBuunnddeessttaaggsswwaahhll  22000099  aauuffggeesstteelllltt..  SSeeiinnee  NNoommiinniieerruunngg

eerrffoollggttee  mmiitt  8822  PPrroozzeenntt  ddeerr  aabbggeeggeebbeenneenn  SSttiimmmmeenn..

ZZuurr  PPeerrssoonn::
Ruben Lehnert, geb. am 26. September 1978, dipl. Politikwissenschaftler der Freien Uni-

versität Berlin und des Institut d’Etudes Politiques de Paris, zurzeit Redakteur der Bundestags-

fraktion DIE LINKE

Sonstiges: Vorsitzender des Fördererkreises demokratischer Volks- und Hochschulbildung

e.V.; Mitgliedschaften in ver.di, Ev. Kirche, Linksjugend [’solid], Sozialistische Linke, Rote

Socken e.V., Association Gerhard Kirsch Verein e.V. 
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Der französische Präsident 
Sarkozy hatte als Gastgeber des
NATO-Gipfels die politische An-
weisung ausgegeben. „Ich will
keine Demonstranten sehen, ich
will keine Transparente sehen“.
Was das bedeutete, berichtet
Klaus-Dieter Heiser.

Für die Zeit des NATO-Gipfels sollten Per-
sonenkontrollen an den Grenzen von der
Teilnahme an den Demonstrationen ab-

halten, alle Anreisenden wurden unter einen
Generalverdacht gestellt. Das konnten die Teil-
nehmer des Berliner „No-NATO-Bündnisses“ am
Grenzübergang Rheinau erleben. Die vier Busse
aus Berlin, zwei davon hatte der Landesvor-
stand der Berliner LINKEN organisiert, wurden
auf einen Parkplatz dirigiert. Dann wurden die

NNeeuukkööllllnneerr  LLIINNKKEE  bbeeiimm  JJuubbiillääuummssggiippffeell  iinn  SSttrraaßßbbuurrgg

Belagerungszustand
beim NATO-Treffen 

Personalien aller Mitreisenden mit Dateien der
Sicherheitsorgane überprüft. Wie absurd man-
che „Beanstandungen“ waren, zeigt der „Fall“
eines türkischen NATO-Gegners. Es genügte der
Eintrag in einer Datei, in der ein ihm vor acht
Jahren gestohlener Führerschein vermerkt war. 

Tränengas zur „Begrüßung“
Die Durchführung des Einsatzes der CRS,

einer dem französischen Innenministerium
unterstellten Truppe zur Unterdrückung von Un-
ruhen, zeigt eine politische Leitlinie: Die De-
monstranten dürfen nicht zusammenkommen,
sie müssen zersplittert, eingeschüchtert und
mürbe gemacht werden. Davon waren auch die
Berliner NATO-Gegner betroffen. Wegen Stra-
ßensperrungen endete die Fahrt im Norden der
Stadt. Beim ersten Versuch, zu Fuß die Auftakt-
kundgebung zu erreichen, wurden bei Annähe-
rung an eine Polizeisperre sofort Tränengasgra-
naten abgeschossen. Dieses Aufgebot gab es
an jeder Straße, die weiter nach Straßburg hin-
ein führte. Damit hatten wir einen Weg von acht
Kilometern rund um die Innenstadt vor uns.

Ein langer Weg, eine gute Erfahrung
Wir zogen auf einigermaßen belebten Stra-

ßen. Wir konnten zeigen und rufen, wofür wir
stehen: Nein zur NATO – Nein zum Krieg! Non à
OTAN – No à la guerre! Wir waren wohl an die-
sem Tag in Straßburg die einzige sichtbare poli-
tische Demonstration. Unser Zug wurde immer
länger, vielleicht 600 Teilnehmer. Straßburger
und Versprengte schlossen sich uns an. Immer
wieder zeigten Anwohner und Autofahrer uns
ihre Solidarität. Nachdem wir im Hafengebiet
angekommen waren, wurde hinter uns von CRS-
Einheiten mit Gittern abgeriegelt. Ein weiterer
Zu- oder Ausgang war nicht möglich. 

Auftaktkundgebung wurde verhindert
Die Auftaktkundgebung wurde mit polizei-

licher Gewalt verhindert: Die Demonstranten,
die sich in Kehl gesammelt hatten, konnten
nicht über die Europabrücke, die abgeriegelt
blieb. Begründung, die Feuerwehr müsse erst
einen Brand in der Nähe der Auftaktkundge-
bung löschen. Der Brand in einem leerstehen-
den Hotel, diese Bilder wurden europaweit im
Fernsehen verbreitet, wurde lange Zeit nicht ge-
löscht. Schließlich kam die deutsche Feuer-
wehr. Dieser Brand, unklar, von wem gelegt,
diente als Vorwand, die zur Kundgebung Ver-
sammelten mit Tränengasgranaten zu bombar-
dieren. Die sich eilig formierende Demonstra-
tion war nicht nur groß, Schätzungen zwischen
15.000 und 20.000. Sie war bunt, international
und laut. Und auch sie wurde wiederholt mit
Tränengas und Gummigeschossen attackiert. 

Weitere Schikanen der Polizei
Nach dem Ende der der CRS-Angriffe, ging

die Machtdemonstration der Staatsgewalt mit
Schikanen weiter. Die Europabrücke blieb eben-
so wie die Fußgängerbrücke gesperrt. Erst nach
langen Verhandlungen, in die sich auch der Ber-
liner Bundestagsabgeordnete Christian Ströbe-
le einschaltete, gelang es den Berliner Demon-
strationsteilnehmern über den „temporär geöff-
neten Grenzübergang“ Europabrücke nach Kehl
zu den dort wartenden Bussen zu kommen. 

In London rückten die G-20 keinen Millimeter von der neoliberalen Agenda ab: Milliardenzusagen für

die IWF und Weltbank, das Bekenntnis zur Freihandelslogik der WTO und zögerliche Regulierungs-

kosmetik. In Straßburg verständigte sich die NATO über eine neue Strategie als global agierender 

Militärpakt. Konkret: Die USA verdoppeln ihre Truppenstärke in Afghanistan noch in diesem Sommer.
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Bei den Koalitionsverhandlun-
gen 2006 konnte sich DIE LINKE
in der Frage, ob die Autobahn
A100 von Neukölln in den Ost-
teil Berlin verlängert werden
soll, mit ihrer kritischen Posi-
tion nicht durchsetzen. Aller-
dings wurde eindeutig verein-
bart, nur bis zum Treptower
Park zu bauen. Dennoch hat die
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung den Abschnitt bis zur
Frankfurter Allee inzwischen im
Bundesverkehrswegeplan ver-
ankern lassen und bewirbt auch
diese Verlängerung in ihrer ein-
malig großen Werbekampagne,
um den Bürgern die Vorzüge des
Weiterbaus der Autobahn in den
Ostteil Berlins schmackhaft zu
machen.

Dabei sprechen alle Fakten gegen das Pro-
jekt: Begründet wird der Bau mit steigen-
dem Autoverkehr. Allerdings hat Berlin in

den vergangenen Jahren insgesamt weniger
Autoverkehr als noch zu Beginn des Jahrtau-
sends. Diesen Trend zu fördern wäre richtig.
Was wächst, ist vor allem der LKW-Verkehr. Der
wird durch die Verlängerung noch bequemer

und schneller in innerstädtische Gebiete ge-
lotst. 

SenStadt verspricht weniger Verkehr in
Wohngebieten. Dies soll durch Bündelung des
vorhandenen Verkehrs auf die Œleistungsfähige
Trasse• geschehen. Bündelung setzt aber
immer auch Zu- und Abwege voraus. Die ver-
sprochene Entlastung erfahren … wenn über-
haupt … Stadtgebiete, die weit weg sind. So soll
die größte Entlastung z.B. in der Leipziger Stra-
ße erreicht werden. Die andere Seite der Me-
daille sind die Belastungen an der Autobahn-
trasse und deren Umfeld. Trotz aller technischer
Bemühungen zum Lärmschutz ist der Lärmtep-
pich ca. 400 Meter breit. Alt-Treptow und der
Treptower Park versinken im Lärm, auch wenn
die gesetzlich zugelassenen Höchstgrenzen teil-
weise gerade so erreicht werden.

Doch am kritischsten sind die langfristigen
Folgen für die Stadtstruktur. Im Sozialatlas nach-
zulesen reihen sich die problematischen und von
sozialem Abstieg besonders betroffenen Wohn-
quartiere wie eine Perlenschnur entlang der
Autobahn durch Friedenau und Neukölln. Die
neue Schneise wird wie eine neue Mauer die zen-
trumsnahen von den entfernteren, dennoch
innerstädtischen Stadtgebieten trennen. Damit
verschärfen sich aber auch die problematischen
Folgen der Stadtentwicklungsstrategie Innen-
stadt vor Außenstadt. Innen hui … außen pfui, soll
das die Perspektive für Berlins Zukunft sein?

Gerade werden Millionen von Steuergeldern
für den verbesserten Klimaschutz ausgegeben.
Wärmedämmung, Verhinderung eines neuen

Wozu die Autobahn
A100 verlängern?

Kohlekraftwerks, Umstellung von Heizungsanla-
gen … das alles sind richtige Schritte, um den
CO2-Ausstoß in Berlin zu senken. Doch gerade
beim Autoverkehr, dem größten Erzeuger klima-
schädlicher Gase, wird nicht gespart, sondern
richtig draufgelegt. Das ist zukunftsfeindlich.

Obwohl SenStadt für einen schnellen Weiter-
bau bis zur Frankfurter Allee plädiert, ist dieser
nicht absehbar. Der Abschnitt bis zum Trepto-
wer Park wird mehr als 140.000   pro Meter
kosten und ist damit teurer als der Transrapid.
Somit wird auf absehbare Zeit der gesamte
Autobahnverkehr am Treptower Park enden und
kann sich von dort nur in zwei Richtungen fort-
setzen. Die eine Richtung geht über die Elsen-
brücke nach Lichtenberg und trifft mit aller
Härte den Rudolfkiez, die Stralauer und Rum-
melsburger Wohngebiete und Friedrichshain.
Die andere Strecke geht über die Schlesische
Straße direkt nach Kreuzberg. Das hat die dor-
tige BVV auch erkannt und sich in einer partei-
übergreifenden Resolution gegen die Autobahn
und damit gegen die Abwälzung der Folgen
einer veralteten Verkehrspolitik ausgesprochen.

Das kann übrigens auch jede Bürgerin und
jeder Bürger tun mit einer Einwendung zum
Planfeststellungsverfahren bis zum 26. April.
Tipps und Hinweise gibt es unter www.stop-
a100.de/was-kann-ich-tun/einwendungen,
beim Bund für Umwelt und Naturschutz und bei
der LINKEN im Abgeordnetenhaus.

JJuuttttaa  MMaattuusscchheekk  iisstt  vveerrkkeehhrrssppoolliittiisscchhee  
SSpprreecchheerriinn  ddeerr  FFrraakkttiioonn  DDIIEE  LLIINNKKEE  
iimm  BBeerrlliinneerr  AAbbggeeoorrddnneetteennhhaauuss

Gegenwärtig endet die Stadtautobahn mit einer
scharfen Kurve an der Ausfahrt Grenzallee 
(Foto links). Der Verkehr in Richtung Treptow
landet an der Sonnenallee im Dammweg. Der
Dammweg ist eine schmale Wohnstraße mit 
Begrenzung auf Tempo 30. Der Rückstau von
der Ampel an der Kiefholzstraße reicht oft bis
zur Sonnenallee. Der Weg von der A100 nach
Treptow durch das Wohngebiet Köllnische Heide
ist für Anwohner und Autofahrer unzumutbar,
aber tägliche Praxis. Eine intelligente Lösung ist
gefragt. Sie ist aber durch das Projekt ŒVerlän-
gerung der A100 bis in die Innenstadt• block-
iert. Eine umwelt- und anwohnerfreundliche Ver-
bindung zwischen A100 und der B96a, der
Straße Am Treptower Park/Köpenicker Land-
straße, ist dringend notwendig. Sonst versinkt
dieser Teil von Neukölln auch weiterhin Tag für
Tag im Stau und Abgasnebel. Das bedeutet aber
auch: Kein Weiterbau der A100 wie von der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung geplant,
mit Verlängerung bis zur Frankfurter Allee.
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